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Kurzzusammenfassung

Der vorliegende Essay zeichnet das Verhältnis von Bildung und Demokratie nach, beginnend 

bei Montesquieus Regierungsform als Erziehungsform über Pestalozzis Bildung des Volkes und 

Tanners Bildung für die Demokratie bis hin zu Deweys Demokratie als Lebensform. Mit einem 

Blick auf Rousseaus Pädagogik den historischen Streifzug beschließend, untersucht der Autor 

u.a. die Rolle öffentlicher Schulbildung, die er (da mehr oder weniger normierend) für letztlich 

unverzichtbar hält. Wenn Demokratie als Lebensform verstanden werden soll, so eine der 

Schlussfolgerungen des Beitrages, dann könne der Staat nicht einfach die politische Erziehung 

des Volkes verordnen, sondern müsse sich auf das Volk beziehen und einlassen. Das Volk an-

dererseits müsse sich auf die Kunst des Neinsagens verstehen, also Regierungshandeln mit 

Skepsis begegnen und gegenüber jeder amtlichen Suggestion möglichst immun sein. Übersetzt 

in die heutige Sprache entsteht der demokratische Habitus in der lebensweltlichen Kommuni-

kation, in der Zivilgesellschaft, mit Aufgaben und Ämtern, die BürgerInnen bewältigen, denen 

man zutraut, dass sie sich um die Belange des Gemeinwesens kümmern können. (Red.)
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Demokratie verlangt nicht nur Lernfähigkeit, sondern Bildung im Sinne 

von Verstehensleistungen, die nicht einfach ad hoc erreicht werden können. 

Das gilt umso mehr, wenn alles zum politischen Thema gemacht werden 

kann.  

Verhältnis von Bildung und Demokratie1

In der europäischen Literatur über Schule und 

Gesellschaft war das Verhältnis von Bildung und 

Demokratie bis nach dem Ende des Zweiten Welt-

krieges nur ein von linken Gruppen besetztes Thema 

(erinnert sei hier an die Wiener Schulreform der 

Zwischenkriegszeit). Auch in verfassungsmäßigen 

Demokratien wie in Großbritannien und in den 

skandinavischen Ländern wurde die Entwicklung 

der gesellschaftlichen Bildung in der ersten Hälfte 

des 20. Jahrhunderts nicht oder nicht prioritär vor 

dem Hintergrund der Anforderungen einer poli-

tischen Demokratie diskutiert. Es ging normativ 

um Volks- oder Menschenbildung, ökonomisch 

dagegen um Ausbildungen für den Arbeitsmarkt. 

Oft überlagerte das Normative die ökonomischen 

Zwecksetzungen, was die zahlreichen kontroversen 

Zieldiskurse in der zeitgenössischen europäischen 

Literatur erklärt: Es bestand keine Einigkeit, welcher 

Weltanschauung oder welchem politischen Anliegen 

die Bildung folgen sollte. 

Zwar war seit Beginn des 20. Jahrhunderts in der 

K.u.K-Monarchie von „staatsbürgerlicher Erziehung“ 

(die sog. Staatsbürgerkunde) die Rede, sie wurde 

aber so gut wie nie auf Demokratie hin spezifiziert. 

Eine entsprechende Diskussion fand sich überwie-

gend nur in den Vereinigten Staaten und damit 

zusammenhängend (über den Weg der Alliierten) 

in den Nachkriegsprogrammen der Re-Education, 

die vor allem in Westdeutschland, in der damaligen 

BRD, erfolgreich war. Die Pointe dabei ist, dass es in 

der damaligen DDR eine sozialistische „re-education“ 

gab. Die Einheitsschule galt als große demokratische 

Errungenschaft und wurde doch in der konserva-

tiven westdeutschen Nachkriegsdemokratie unter 

dem Stichwort „Gleichmacherei“ massiv bekämpft. 

Konkret ging es nur um die Verteidigung der Privi-

legien des Gymnasiums (siehe Oelkers 2006). 

Montesquieus Verbindung von 
Regierungsform und Erziehungsform

Für die enge Verbindung zwischen Regierungsform 

und Erziehungsform gibt es einen prominenten 

Kronzeugen, nämlich Montesquieu2 (1689-1755), 

der im „De l’esprit des loix“ (übers. Vom Geist der 

1 Bei dem vorliegenden Essay handelt es sich um eine überarbeitete Fassung des 2016 vom Autor veröffentlichten Beitrages „Bildung 
und Demokratie“ (siehe Oelkers 2016), wortwörtliche Passagen wurden nicht eigens kenntlich gemacht.

2 Es handelt sich dabei um Charles-Louis de Secondat, Baron de La Brède de Montesquieu; Anm.d.Red.
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Gesetze) von 1748 bekanntlich drei verschiedene 

Regierungsformen unterschied, denen jeweils 

passende Erziehungsformen zugeordnet wurden. 

Ist die Regierungsform die einer Republik und ist 

diese demokratisch, dann müsse auch die Erziehung 

demokratisch sein. Das galt allerdings auch für die 

beiden anderen Regierungsformen, die Monarchie 

und die Despotie (siehe Montesquieu 1950 [1748]); 

der unbedingte Vorrang der Demokratie entstand 

in der Theorie erst im Umfeld der Amerikanischen 

Revolution. 

Montesquieus funktionale Sichtweise hat sich al-

lerdings nicht durchgesetzt, was vor allem mit dem 

Gewicht des Protestantismus in der pädagogischen 

Theorie des 18. und 19. Jahrhunderts zu erklären ist. 

Erziehung sollte der Sittlichkeit dienen und so der 

inneren Verfassung des Menschen unabhängig vom 

Rahmen der Gesellschaft. Wo „Volksbildung“ zum 

Thema wurde, folgte sie dieser Vorgabe. 

Pestalozzis Bildung des Volkes und 
Tanners Bildung für die Demokratie

Der Zürcher Schriftsteller und Republikaner Johann 

Heinrich Pestalozzi (1746-1827) entwickelte einfluss-

reiche Vorstellungen über die Bildung des Volkes, die 

wenig mit den tatsächlichen Formen der Schweizer 

Republiken, sondern mehr mit einer Mythisierung 

des Volkes zu tun hatten. Pestalozzi war strikt gegen 

die staatlich organisierte Volksschule und optierte 

für eine mütterlich geprägte „Wohnstubenerzie-

hung“, die seine Methodenbücher anleiten sollte. 

Das Ziel war der sittliche Zustand des Menschen im 

Rahmen seines Standes, also nicht des Bürgers für 

die Republik. 

So war es auch nicht Pestalozzi, sondern der 

Schwyzer Pfarrer Konrad Tanner (1752-1825)3, 

Bibliothekar des Klosters Einsiedeln, der 1787 als 

erster deutschsprachiger Autor eine Bildung für 

die Demokratie konzipiert hat.4 Grundlage waren 

Montesquieus Regierungsformen, die aber nun in 

pädagogischer Hinsicht qualifiziert wurden. Tanner 

ging davon aus, dass für die Demokratie eine bes-

sere Erziehung notwendig sei als für jede andere 

Regierungsform. Der freie Bürger könne nicht 

einfach regiert werden, sondern nimmt „an der 

Regierung selbst Antheil“ ([Tanner] 1787, S. 11). Das 

Wohl des Staates hänge von seiner Bildung ab, der 

Bürger „ist selbst Beherrscher und Gebieter“ (ebd.), 

er wählt und stimmt ab. In diesem Sinne ist er „der 

Richter jedes Theiles der Republik und des Ganzen 

zugleich“ (ebd.). „Er setzt sich seine Vorgesetzten, er 

schliesst Bündnisse, er errichtet Gesätze, kurz, er 

ist ein getheilter Monarch“ (ebd.). „Zu diesen wich-

tigen Verrichtungen braucht er also unstreitig mehr 

Einsicht, mehr Beurtheilungskraft, mehr sittliche 

Denkungsart, mehr aufgeheiterte Vernunft, als jeder 

aristokratische Landsmann vonnöthen hat, der nur 

zum Gehorsam gebohren oder der monarchistische 

Unterthan, welcher von der Vorsehung bestimmt 

ist, den Befehlen seines unumschränkten Herrn zu 

gehorchen“ (ebd., S. 11f.). 

Tanner hatte die Amerikanische Revolution vor 

Augen und kannte deren Begründungsschriften. In 

der franko-amerikanischen Diskussion zwischen 

dem Marquis de Condorcet und Benjamin Franklin 

ging es tatsächlich um den Zusammenhang von 

Demokratie, Bildung und Staatsbürgerlichkeit. Aber 

was die amerikanischen Gründungsväter nach der 

Etablierung ihrer Republik postuliert hatten, war 

hundert Jahre später noch nicht annähernd umge-

setzt, nämlich eine im Minimum gleiche Bildung für 

alle künftigen Bürgerinnen und Bürger. Auch der 

demokratische Schulplan von Condorcet, der 1792 

für die französische Nationalversammlung verfasst 

wurde, hat die Schulentwicklung in Frankreich erst 

ganz allmählich beeinflusst. Die Besonderheit des 

Plans war der Aufbau einer Leistungspyramide, die 

eine gleiche Bildung nur für die unteren Stufen vor-

sah. Die allgemeine Schulpflicht wurde in Frankreich 

am 28. März 1882 eingeführt, erst danach entwi-

ckelte sich das System einer einheitlichen Schule 

für die Republik.

Höhere Schulbildung versus Ausbildung 
im deutschsprachigen Diskurs

In Deutschland werden mit dem Begriff „Bildung“ 

von Johann Gottfried Herder (1744-1803) bis Georg 

3 Diesen Hinweis verdanke ich Fritz Osterwalder.

4 Konrad Tanner war von 1808 bis zu seinem Tod auch Abt des Klosters Einsiedeln.  
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Wilhelm Friedrich Hegel (1770-1831) die größten 

Namen der deutschen Geistesgeschichte in Verbin-

dung gebracht. Es gibt sogar eine eigene literarische 

Gattung, nämlich den „Bildungsroman“, und die 

Versuchung ist groß, die Fiktion mit der Wirklichkeit 

zu verwechseln, also gleichsam Goethes Wilhelm 

Meister5 im Gymnasium zu vermuten und dabei zu 

übersehen, dass Bildungsromane eine besondere 

Form der Schulkritik darstellten. Wilhelm Meister 

hatte eine theatralische Sendung, keine gymnasiale. 

Bildung wird in der deutschsprachigen Diskussion 

häufig immer noch zweckfrei verstanden, wohin-

gegen Ausbildung auf Nutzenerwartungen bezogen 

ist. Mit dieser Unterscheidung ist eine Wertung 

verbunden, denn schon umgangssprachlich gilt 

Bildung mehr als Ausbildung. Deswegen werden 

nach wie vor Gymnasien oder Universitäten mit 

„Bildung“ in Verbindung gebracht, Berufe dagegen 

mit „Ausbildung“. Eine andere Unterscheidung ist 

die zwischen „höherer“ und „niederer“ Bildung, also 

historisch zwischen Gymnasium und Volksschule. 

Höhere Bildung sei nicht auf die „niederen“ Sphären 

der Arbeit oder des Berufs bezogen und wird als Pri-

vileg verstanden. Exklusiv ist dieses Privileg längst 

nicht mehr, aber allein an der Dauer des Gymnasi-

ums oder dem Rang des Abiturs in der kulturellen 

Selbstbeschreibung zeigen sich die Nachwirkungen.

 

Geht man wie Montesquieu oder Tanner von der 

Regierungsform aus, dann ergibt sich ein ganz 

anderer Zusammenhang, wie sich an John Deweys 

Buch „Democracy and Education“ zeigen lässt, das 

1916 veröffentlicht wurde. 

Dewey: Demokratie als Lebensform

John Dewey (1859-1952) formulierte in „Democracy 

and Education“ den Grundsatz, dass eine qualitativ 

hochstehende Bildung für alle Kinder einer demo-

kratischen Gesellschaft das Fundament sei für die 

Weiterentwicklung der Demokratie als Lebensform 

(siehe Dewey 1985). Diese These war in den päda-

gogischen Diskussionen der Vereinigten Staaten 

seit den 1920er Jahren immer wieder postuliert 

worden, während die reale Schulentwicklung von 

den lokalen Besonderheiten in den Gliedstaaten 

geprägt war. Eine nationale Bildungspolitik entstand 

in Ansätzen erst mit dem New Deal, also in den 

dreißiger Jahren des 20. Jahrhunderts.6 

Dewey konnte bei seiner Theorie der demokrati-

schen Bildung das historisch beispiellose Städte-

wachstum in den Vereinigten Staaten voraussetzen, 

welches die Folge einer ebenso beispiellosen Immig-

ration war. Die öffentlichen und zunehmend auch 

gebührenfreien Schulen wurden seit Mitte des 19. 

Jahrhunderts zu jenen Orten, an denen mehr oder 

weniger erfolgreich die gesellschaftliche Integration 

besorgt wurde. Die Verbesserungen des staatlichen 

Schulsystems wurden sehr stark von der Immigrati-

onserfahrung gesteuert, wobei heftige Gegensätze 

zwischen einzelnen Einwanderungsgruppen und den 

politischen Parteien überwunden werden mussten. 

Angesichts der Immigration stellte Dewey die Frage, 

wie die öffentliche Schule beschaffen sein muss, 

wenn sie der demokratischen Gesellschaft dienlich 

sein soll. Auch das griff vorgängige Diskussionen 

auf, die seit Mitte des 19. Jahrhunderts innerhalb 

der Lehrerschaft und auch in der Führung der 

Schuldistrikte geführt wurden. Dewey entwickelte 

aus diesen Anregungen das Konzept der Schule als 

„embryonic society“. Die Schule sollte im Kleinen 

so beschaffen sein wie die Gesellschaft im Großen, 

nämlich demokratisch (siehe Oelkers 2009). Gemeint 

war der Erfahrungsraum, der sich im Blick auf die 

Lern- und Diskussionsformen nicht grundsätzlich 

unterscheiden sollte. „Lernen“ ist gleichbedeutend 

mit Problemlösen und „Diskussionen“ zielen auf 

öffentlichen Austausch. 

Deweys bahnbrechendes Buch hat die Besonderheit, 

dass von politischer und parlamentarischer Demo-

kratie keine Rede ist. „Democracy and Education“ 

handelt nicht von Macht, es gibt auch keine Par-

teien, kein Streben nach Mehrheit, keine öffentliche 

Auseinandersetzung, keine umkämpfte Abstimmung 

und keinen Machtwechsel. „Demokratie“ ist bei 

ihm einfach und grundlegend Lebensform. Das ist 

angegriffen und scharf kritisiert worden. Deweys 

einflussreichster Gegner war Walter Lippmann, 

der in „The Phantom Public“ (1925) vor allem die 

naive Vorstellung von öffentlicher Kommunikation 

5 Johann Wolfgang von Goethes Entwicklungsroman „Wilhelm Meisters Lehrjahre“ erschien 1795/1796; Anm.d.Red.

6 Der New Deal begann 1933. 
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angriff und dabei den stereotypen Einfluss der Mas-

senmedien auf die politische Auseinandersetzung 

hervorhob: Diese setzt nicht BürgerInnen voraus, 

sondern macht Schlagzeilen.

Demokratie als Regierungsform ist Organisation 
von Macht. Daher müssen pädagogische Ideali-
sierungen vor dem Hintergrund der realen Demo-
kratie verstanden werden. Bei Dewey spielte ein 
Idealtypus der Demokratie eine zentrale Rolle, der 
dem amerikanischen Verständnis von Nachbar-
schaft nachgebildet war: Demokratie ist Austausch 
zwischen verschiedenen Gruppen, faire öffentliche 
Auseinandersetzung und am Ende ein verträglicher 
Kompromiss. Aber das unterschlägt den Kampf um 
die Macht und auch die Auseinandersetzung zwi-
schen unversöhnlichen Interessen. Andererseits 
kann es ohne lebensweltliche Verankerung keine 
Demokratie geben. Theorien, die nur die Regie-
rungsform behandeln, greifen zu kurz. Das gilt etwa 
noch für Niklas Luhmann (1987), für den Demokra-
tie einfach im binären „Code“ zwischen Regierung 
und Opposition aufgeht, also allein parlamenta-
risch und parteilich ausgerichtet ist. Doch Demo-
kratie muss als Kommunikation wie als Verfahren 
im Alltag stattfinden und ihre Lebensform muss auf 
Dauer überzeugend sein, auch und gerade dann, 
wenn sich Unzufriedenheit mit der Demokratie ar-
tikuliert. Demokratie setzt nicht nur die politischen 
Spielregeln, sondern arbeitet mit einem Vertrau-
ensvorschuss, der stabil gehalten werden muss. In 
diesem Sinne ist Deweys Idee fruchtbar. Demokratie 
ist nicht nur ein Machtspiel, die Politik muss lebens-
weltliche Überzeugungen voraussetzen, deren Zu-
standekommen sie nicht kontrolliert. Heute hätte 
Konrad Tanner gesagt: Die Basis ist intelligent und 
kann sich wehren. Deswegen lohnt sich das Ver-
trauen. 

Keine direkte Demokratie – keine 
Partizipation bei Rousseau

Der schärfste Gegner dieser partizipatorischen 

Vorstellung von Demokratie war Jean-Jacques 

Rousseau (1712-1778). Demokratie, heißt es im 

dritten Buch des „Du contrat social ou principes 

du droit politique“ (übers. Vom Gesellschaftsvertrag 

oder Prinzipien des Staatsrechtes) 1762, setzt viele 

verschiedene Dinge voraus, die schwer zu verein-

baren sind und diese Regierungsform höchstens 

zu einem Grenzfall machen. Man benötigt einen 

Staat, der sehr klein ist, in dem sich das Volk leicht 

versammeln lässt und jeder Bürger alle anderen 

leicht erkennt, weiter eine große Einfachheit der 

Sitten, die vor zu vielen Geschäften schützt und 

vor „dornenreichen“ Diskussionen bewahrt, dann 

die weitgehende Gleichheit in den gesellschaftlichen 

Rängen und Vermögen, ohne die Gleichheit in den 

Rechten und vor dem Gesetz nicht lange Bestand 

hat, und schließlich wenig oder gar keinen Luxus, 

denn Luxus ist entweder die Folge des Reichtums 

oder macht ihn unentbehrlich, verdirbt also die 

Reichen durch Besitz und die Armen durch Begehr-

lichkeit (vgl. Rousseau 1964 [1762], S. 405). 

Es ist aber gleichzeitig klar, dass unter diesen 

Voraus setzungen nicht nur keine direkte, sondern 

gar keine Demokratie möglich ist, zumal Rousseau 

auch sagt, dass keine andere Regierungsform so 

sehr Bürgerkriegen ausgesetzt sei, wie die, wo 

das Volk regiert, und auch keine so sehr unter der 

„inneren Agitation“ leide und ständig ihre Form 

ändern müsse. Demokratien wären so notorisch 

instabil und verlangen einen hohen persönlichen 

Einsatz, weil ihre Form von der Zustimmung abhän-

gig ist. Wie keine andere Regierungsform verlangt 

die Demokratie Wachsamkeit und den Mut, sie zu 

erhalten; sie ist daher angewiesen auf die Kraft und 

die Standhaftigkeit ihrer Bürger (vgl. ebd.). 

Dem kann oder muss man zustimmen, auch wenn 

man Rousseaus Ausschlusskriterien nicht teilt, 

also sich Demokratien vorstellen kann, die groß 

sind, nicht einfach auf Versammlungen basieren, 

keine Tugendrepubliken darstellen, komplexe Ge-

schäfte bewältigen und einen mehr oder weniger 

großen Unterschied zwischen Armen und Reichen  

aushalten. 

Und noch etwas ist auffällig: In Rousseaus spar-

tanischer Welt fehlt die öffentliche Bildung. Er-

ziehung ist für ihn Bewahrung der natürlichen 

Stärke, keine Ausrüstung mit Wissen und Können, 

in welcher Form auch immer. Rousseaus Pädagogik 

ist defensiv, sie soll vor der Gesellschaft mög-

lichst lange bewahren, während jede Form von 

öffentlicher Bildung möglichst früh in sie hinein-

führt. Die theoretische Schwäche von Rousseau 

ist die von Montesquieu; beide gehen von der 

Demokratie als Regierungsform aus, nicht – auch –  

als Lebensform. 
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Der demokratische Habitus 

Wenn aber Demokratie als Lebensform verstanden 

werden soll, dann kann der Staat nicht einfach die 

politische Erziehung des Volkes verordnen, son-

dern muss sich auf das Volk beziehen und einlassen. 

Das Volk andererseits muss sich auf die Kunst des 

Neinsagens verstehen, also Regierungshandeln mit 

Skepsis begegnen und gegenüber jeder amtlichen 

Suggestion möglichst immun sein. In der heutigen 

Sprache gesagt: Der demokratische Habitus ent-

steht in der lebensweltlichen Kommunikation, in 

der Zivilgesellschaft, mit Aufgaben und Ämtern, 

die Bürgerinnen und Bürger bewältigen, denen man 

zutraut, dass sie sich um die Belange des Gemein-

wesens kümmern können. Bildung ist dabei nicht 

im Sinne eines akademischen Grades notwendig, 

sondern als intelligente Problemlösung, die demo-

kratisch ausgehandelt und an der Basis erzeugt  

wird. 

Schulen können darauf vorbereiten, wenn sie selbst 

zivil werden, also Partizipation ermöglichen, sich 

transparent verhalten und eine öffentliche Rolle 

spielen.7 Nur die autoritäre Staatsanstalt konnte 

Disziplin zum Kult erheben. Zivile Schulen basie-

ren auf einsichtigen Regeln und setzen nicht wie 

in der Dreiklassenschule natürliche „Begabung“, 

sondern Lernfähigkeit voraus. Zudem müssen un-

terschiedliche Lernwege angenommen werden und 

die Selbstständigkeit der Informationsbeschaffung 

vor Augen stehen.

Was die künftige öffentliche Bildung tatsächlich 

von der Schule des 19. Jahrhunderts unterscheidet, 

erwächst aus dem Tatbestand, dass der Staat sein 

Bildungsmonopol de facto verloren hat. Die Schul-

pflicht ist nicht mehr gleichbedeutend mit einer 

weitreichenden Kontrolle des gesamten Lernraums. 

Andererseits werden Schulen auch weiterhin Ziele 

der öffentlichen Bildung verfolgen und dabei die 

Entwicklung der Demokratie vor Augen haben 

müssen. Es gibt keine andere Institution, die – so 

gut und soweit es geht – für gesellschaftliche Inte-

gration sorgen und so auch die heutigen Folgen der 

Migration bearbeiten kann. 

Das war im 19. Jahrhundert in Europa noch ganz 

anders, weil die klassischen Milieus den Lebensver-

lauf stützten. Heute muss die Schule die Konflikte 

der Integration direkt austragen, wobei sich keine 

Schulkarriere wiederholen lässt. Bildung mag viele 

Chancen haben, schulische Abschlüsse dagegen 

haben ganz bestimmte Programme mit einem ir-

reversiblen Ablauf zur Voraussetzung. Das wird 

auch nicht dadurch anders, dass Schülerinnen und 

Schüler, Eltern und Lehrerinnen und Lehrer heute 

weltweit kommunizieren können. Diese Form von 

Globalisierung hat tatsächlich zu einer weitgehen-

den Veränderung des Lernverhaltens geführt, weil 

anders gesucht und ohne soziale Organisation auch 

gefunden werden kann. Die Aufgaben der öffentli-

chen Bildung stellen sich dadurch nicht vollkommen 

neu, auch wenn sich die Wege und Strukturen der 

Bildungsversorgung verändern mögen. Aber dann 

werden sie transparenter und demokratischer, 

also noch weniger vom Staat kontrollierbar. Und 

auf der anderen Seite bleibt die Frage nach einem 

Demokratie als Lebensform bezieht sich auf die 
Teilhabe an und den Einfluss auf die öffentlichen 
Geschäfte, und das wirft ein anderes Licht auf die 
direkte Demokratie. Sie ist nicht einfach gleichzu-
setzen mit der regelmäßigen Versammlung aller 
Staatsbürgerinnen und Staatsbürger, die dann na-
türlich schnell an Grenzen der Kapazität stößt. Aber 
als Maßstab ist das Modell der antiken Polis irre-
führend. Mit „direkter Demokratie“ können nicht 
nur Versammlungen, sondern auch Abstimmungen, 
unmittelbare oder mittelbare Formen der Einfluss-
nahme und Meinungsbildung sowie verschiedene 
Arten von politischer Partizipation außerhalb des 
Parteiwesens bezeichnet werden. Wer nur zu Wah-
len gehen darf, aber nicht auch in Sachgeschäften 
entscheiden kann und dafür Verantwortung über-
nimmt, hat leicht das Gefühl der politischen Ohn-
macht, und wenn dann den Bürgerinnen und Bür-
gern Urteilskraft erst gar nicht zugetraut wird, weil 
die Geschäfte angeblich zu komplex sind, verliert 
auch die demokratische Bildung schnell einmal ihre 
Geschäftsgrundlage. Demokratie muss ihren Sinn 
immer neu unter Beweis stellen, in dieser Hinsicht 
behält Rousseau Recht; aber das gelingt nicht, 
wenn das Erscheinungsbild der Demokratie auf die 
Darstellungsformen der Demoskopie reduziert wird. 
Demoskopie ist Befragung, nicht Beteiligung.

7 Ein Beispiel ist das Schulhaus Steiacher in der Gemeinde Brütisellen im Kanton Zürich. 
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gemeinsamen Unterricht ohne vorgängige Begünsti-

gung oder wenigstens nach einem fairen Ausgleich 

der Benachteiligung auf der Tagesordnung.

Demokratien lassen sich nicht exportieren, sie kön-
nen sich nur selbst entwickeln. Nicht zufällig ent-
stand nach 1945 in Deutschland keine Demokratie, 
die nach amerikanischem Vorbild starke plebiszitä-
re Elemente enthalten hätte. Erst heute scheint das 
möglich und auch wünschbar zu sein. 

Demokratien können und müssen sich und ihre Um-
welten weiterentwickeln, aber nicht auf imperialem 
Wege; es handelt sich nicht um ein Glaubensgut. 
Demokratien basieren auf Zustimmung und das 
heißt, sie müssen für die Bürgerinnen und Bürger 
überzeugend sein, was umso besser gelingt, je 
mehr für Beteiligung gesorgt wird. 

Heute sind Schulen rivalisierenden Bildungsmedien 

ausgesetzt, die schneller, leichter und lernfähiger 

sind als sie. Eine zentrale Frage ist, was dieser Wandel 

der Medien für die öffentliche Bildung bedeutet und 

bewirkt. Konservative Kritikerinnen und Kritiker 

sehen bereits den Untergang der Lesekultur vor sich, 

weil die Nutzerinnen und Nutzer der Medien nach 

schnellen Informationen suchen, die selbstständig 

verknüpft werden, ohne auf Niveauansprüche zu 

achten. 

Das staatliche Schulmonopol hat immer die Lern-

niveaus kontrolliert und war deswegen existentiell 

auf den Nachweis von Lernfortschritten angewiesen. 

„Schule“ hieß geradezu, auf geordnetem Wege in 

bestimmten Fächern voranzukommen. Wenn 

lediglich die jeweils vorhandene Motivation das 

Lernen bestimmt, entfällt die Kontrolle durch die 

niveausetzende Instanz. 

Was heißt das für den gebildeten Bürger und die 

gebildete Bürgerin? Die öffentlichen Schulen müssen 

gesellschaftliche Erwartungen erfüllen, die von einer 

minimalen Elementarisierung bis zur Hochbildung 

immer mit Perfektionsansprüchen verbunden sind. 

Deswegen entflammen immer wieder Debatten über 

die mangelhafte Beherrschung der Schriftsprache, 

der Grundrechenarten oder auch der mündlichen 

Ausdrucksfähigkeit. Und in der Tat, sind solche Fä-

higkeiten nicht vorhanden oder werden mit jeder 

Generation geringer, dann muss die Frage nach dem 

Generationenvertrag der Schule neu gestellt werden.

Abschluss

Demokratie verlangt nicht nur Lernfähigkeit, son-

dern Bildung im Sinne von Verstehensleistungen, 

die nicht einfach ad hoc erreicht werden können. 

Das gilt umso mehr, wenn alles zum politischen 

Thema gemacht werden kann. Hier sind kognitive 

Sortierungen und der Aufbau von Bildungshorizon-

ten notwendig, die nicht dem Internet entnommen 

werden können. Bürgerinnen und Bürger müssen 

auch entscheiden, was sie nicht als politisches 

Thema akzeptieren. Lernfähigkeit heißt nicht, dass 

Bürgerinnen und Bürger nur dann akzeptiert sind, 

wenn sie die Hochkultur beherrschen. Das politi-

sche Dasein als Bürgerin und Bürger hat gleichwohl 

Bildungsbedingungen, die elementar mit einer hin-

reichenden Schulbildung zu tun haben. 

Die Neuen Medien haben dafür gesorgt, dass sich 

tatsächlich ein Strukturwandel der Öffentlichkeit 

vollzogen hat, und zwar anders als Jürgen Habermas 

oder zuvor schon Walter Lippmann und Graham 

Wallas ihn beschrieben haben. Die Räume und 

Bedingungen der Meinungsäußerung haben sich 

nicht nur erweitert, sondern durch die Steuerung 

von Algorithmen fundamental verändert. Auf der 

einen Seite geht die mediale Herrschaft der Intellek-

tuellen zu Ende, Meinungsführer sind nunmehr in 

unübersichtlicher Themenvielfalt Expertinnen und 

Experten, von denen nicht Belehrung, sondern Pro-

blemlösungen erwartet wird. Auf der anderen Seite 

ist im Netz eine Öffentlichkeit ohne raumzeitliche 

Anwesenheit und ohne Vergessen entstanden. Par-

tizipation im Netz setzt anonyme Meinungsbildung 

voraus und bringt daher die traditionelle Vorstel-

lung der persönlich diskutierenden Öffentlichkeit in 

Verlegenheit. Zudem gibt es auch hier keine Auto-

rität mehr, die das Niveau der Auseinandersetzung 

kontrolliert. Für Selbstkontrolle sorgt allein die 

mehr oder weniger normierende Schulbildung. Sie 

ist daher gerade auch für die Erwachsenenbildung 

unverzichtbar. 
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Abstract

This essay goes over the relationship between education and democracy, beginning with 

Montesquieu‘s form of government as a form of education to Pestalozzi‘s education of the 

people and Tanner‘s education for democracy up to Dewey‘s democracy as a way of life. 

Completing the historical survey by regarding Rousseau‘s pedagogy, the author investigates 

the role of education in state-run schools, which he ultimately believes is indispensable 

(since it is more or less normative). One of the article‘s conclusions is that if democracy 

should be understood as a way of life, then the state cannot simply order the political 

education of the people but must be open to their needs and meet them on equal ground. 

On the other hand, the people must understand the art of saying no, which means greeting 

government action with skepticism and remaining as immune as possible to every 

suggestion of the government. Translated into contemporary language, the democratic 

habitus emerges in lifeworld communication, in civil society, with responsibilities and 

agencies that manage citizens, that are entrusted with taking care of matters related to 

the public interest. (Ed.)

Public Education and Participatory Democracy
An essay
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